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Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über eine vorläufige 
Finanzhilfe für das Land Schleswig-Holstein im 
Rechnungsjahr 1950 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 30. Juni 1950 folgende 
Änderung des Gesetzentwurfs vorgesdilagen: 

§ 2 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die nach § 1 Absatz 1 erforderlichen Mittel werden von 
den Ländern aufgebracht, deren Steuerkraftzahl den Durchschnitt 
des Bundesgebietes übersteigt (übersteigende Steuerkraftzahlen)”. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 2 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blüdier 
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Anlage l 


Entwurf eines Gesetzes 

Über eine vorläufige Finanzhilfe für das Land 
Sdileswig-Holstein im Rechnungsjahr 1950 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Bis zum Inkrafttreten eines Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen den Ländern für das Rech- 
nungsjahr 1950 erhält das Land Schleswig-Holstein 
eine vorläufige Finanzhilfe in Höhe des mit seiner 
Bevölkerungszahl vervielfältigten Unterschieds- 
betrages zwischen seiner Steuerkraftzalil und der 
Steuerkraftzahl des Landes Niedersachsen. 

(2) Steuerkraftzahl im Sinne dieses Gesetzes ist 
der auf den Einwohner entfallende Kopfbetrag der 
Einnahmen des Landes aus den in Absatz 3 bezeich- 
neten Steuern nach Abzug seines Anteils an den 
vom Bund übernommenen Lasten (§§ 1 und 2 des 
Gesetzes zur Überleitung der Bcsatzungslasten, son- 
stigen Kriegsfolgelasten und von Steuern und Mo- 
nopolerträgen auf den Bund — Überleitungsgesetz 
— vom . . .). 

(3) Der Ermittlung der Steuerkraftzahl werden 
die Einnahmen des Landes aus der Biersteuer, den 
Verkehrsteuern (mit Ausnahme der Beförderungs- 
steuer, der Umsatzsteuer, der Totalisatorsteuer und 
der Feuerschutzsteuer), der Einkommensteuer, der 
Körpersdiafts teuer, der Vermögensteuer und der 
Erbsdiaftsteuer zugrunde gelegt. 

§2 

(1) Die nach § 1 Absatz 1 erforderlichen Mittel 
werden von den Ländern aufgebracht, deren Steuer- 
kraftzahl die Steuerkraftzahl des Landes Nieder- 
sachsen übersteigt (übersteigende Steuerkraftzahl). 
Die Mittel werden den in § 1 Absatz 3 bezelchneten 
Steuern entnommen. 

(2) Der Anteil des einzelnen Landes an dem auf- 
zubringenden Gesamtbetrag (Beitrag) wird durch 
das Verhältnis bestimmt, in dem seine übersteigende 
Steuerkraftzahl, vervielfältigt mit seiner Bevölke- 
rungszahl, zu der entsprechenden Gesamtzahl der 
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beitragspflichtigen Lander steht. Dabei werden die 
übersteigenden Steuerkraftzahlen der Freien Hanse- 
Stadt Bremen und der Hansestadt Hamburg nur mit 
drei Vierteln angesetzt. 


§ 3 

Den in §§ 1 und 2 vorgesehenen Berechnungen 
werden die folgenden Bevölkerungszahlen zugrunde 
gelegt: 


Baden 

1 

304 

900 

Bayern 

9 

220 

000 

Bremen 


550 

100 

Hamburg 

1 

568 

000 

Hessen 

4 

339 

800 

Niedersachsen 

6 

910 

100 

Nordrhein- W estfalen 

13 

072 

500 

Rheinland-Pfalz 

2 

921 

800 

Schleswig-Holstein 

2 

700 

500 

Württemberg-Baden 

W ürttemberg-Hohenzollern 

3 

890 

100 

(einschließlich Lindau) 

1 

216 

000 


§4 

(1) Der Bundesminister der Finanzen fordert die 
nach § 2 aufzubringenden Beiträge in monatlidien 
Teilbeträgen an. Die Beiträge sind spätestens binnen 
einer Woche nach Eingang der Anforderung an die 
Landeshaupt kasse des Landes Schleswig-Holstein zu 
leisten. 

(2) Die Leistungen dieses Gesetzes werden nach 
Maßgabe des in § 1 Absatz 1 bezeichneten Gesetzes 
über den Finanzausgleich zwischen den Ländern für 
das Rechnungsjahr 1950 verrechnet. 

§ 5 

Der Bundesminister der Finanzen erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsanord- 
nungen. 


§ 6 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 
1950 in Kraft; es tritt — abgesehen von der Bestim- 
mung des § 4 Absatz 2 — mit Inkrafttreten des im 
§ 1 Absatz 1 bezeichneten Gesetzes über den Fi- 
nanzausgleich zwischen den Ländern für das Rech- 
nungsjahr 1950 außer Kraft. 
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Begründung 

1 . 

Der wirtschaftliche und finanzielle Notstandsgrad des Landes 
Schleswig'Holstein wird entscheidend dadurch bestimmt, daß der über- 
mäßig starke Zustrom von Heimatvertriebenen, Evakuierten, Kriegs- 
beschädigten usw. zu einer Übervölkerung geführt hat, die in keinem 
Verhältnis zur wirtschaftlichen Tragfähigkeit des Landes steht. Der 
geringe Industrialisierungsgrad, die ungünstige Verkehrslage, die Ab- 
schneidung vom südöstlichen Hinterland, die Einschränkung des See- 
verkehrs und die Folgen der Kriegszerstörungen und der Demontage 
erschweren die wirtschaftliche Entwicklung des Landes; allein die 
Demontage umfangreicher Rüstungs- und Werftbetriebe hat annähernd 
ein Fünftel der Vorkriegsbevölkerung seiner Erwerbsgrundlagen be- 
raubt. Die Folge dieses Mißverhältnisses zwischen Bevölkerung und 
Wirtschaftskraft ist eine ungewöhnlich hohe, vornehmlich struktur- 
bedingte Arbeitslosigkeit und eine überdurchschnittliche Durchsetzung 
der Bevölkerung mit sozial hilfsbedürftigen Personen. Die als Anlage 1 
beigefügte Übersicht läßt erkennen, daß die Wirtschafts- und Sozial- 
struktur des Landes Schleswig-Holstein wesentlich ungünstiger ist als 
die aller übrigen Länder des Bundesgebietes. Aus seiner geopolltischen 
Lage, insbesondere aus der besonderen Grenzsituation und aus der 
Notwendigkeit, seine Küsten ständig gegen die Naturgewalt des Meeres 
zu sichern, erwachsen dem Lande zusätzlich außergewöhnliche finan- 
zielle Belastungen. 

Diese ökonomischen Tatbestände finden ihren haushaltswlrtschaft- 
lichen Niederschlag in einer unterdurchschnittlichen und — gemessen 
am Finanzbedarf — unzureichenden Steuerkraft. Im Rechnungsjahr 
1949 betrug das Aufkommen an Bundes-, Landes- und Gemeinde- 
steuern in Schleswig-Holstein 271 DM je Einwohner gegenüber einem 
Bundesdurchschnitt von 402 DM (einschließlidi der Hansestädte) und 
von 331 DM (ohne die Hansestädte). Das Aufkommen der nach dem 
Grundgesetz den Ländern zustehenden Steuern erreichte ln Schleswig- 
Holstein nur 81 DM je Einwohner gegenüber einem Bundesdurchschnitt 
von 146 DM (einschließlldi der Hansestädte) -und von 133 DM (ohne 
die Hansestädte). Dieser ungenügenden Steuerkraft entspricht eine 
unterdurchschnittliche Kapitalbildung; das Land ist infolgedessen 
außerstande, in nennenswertem Umfange eigene Mittel zur Steigerung 
seiner Wirtschaftskraft einzusetzen. 

Mit den herkömmlichen Mitteln des Finanzausgleichs kann die Wirt- 
schaftsschwäche des Landes Schleswig-Holstein nicht beseitigt werden. 
Die Kraft des Finanzausgleichs erschöpft sich darin, diesem Notstands- 
gebiet für eine Übergangszeit das finanzwirtschaftliche Existenz- 
niinimum solange zu sichern, bis die organischen Maßnahmen wirksam 
werden, die Sdileswig-Holstein lebensfähig machen. Nachhaltige Hilfe 
kann dem Lande allein dadurch zuteil werden, daß auf die Ursachen 
seiner Finanznotlage eingewirkt wird. Die Übervölkerung des 
Landes kann nur durch eine verstärkte Umsiedlung von Heimatver- 
triebenen, seine Wirtschaftsschwäche nur durch eine zentrale, den wirt- 
schaftsgeographisdien Entwicklungsmöglichkeiten des Landes ent- 
sprechende Investitionspolitik allmählich gemildert werden. Auf die 
Dauer wird sich hier ein tragbares Verhältnis zwischen Bevölkerung 
und Wirtschaftskraft ohne eine umfassende territoriale Neuordnung 
des nordwestdeutschen Wirtschaftsraumes nicht erzielen lassen. Die 
staatspolitische Bedeutung dieser raumwirtscfiaftlichen Neuordnungs- 
aufgabe folgt aus der Erkenntnis, daß eine dauerhafte Ordnung im 
Gefüge des deutschen Bundesstaates lebensfähige Länder voraussetzt. 
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II. 


Seit der Auflösung des Zonenhaushalts für die britische Zone und 
insbesondere seit der Geldreform ist die finanzielle Hilfsbedürftigkeit 
des Landes Schleswig-Holstein offen zu Tage getreten. Nachdem das 
Land die ihm auf Grund der Währungsgesetze gewährte Erst- 
ausstattung verbraucht hatte, ist ihm von den übrigen Ländern des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes für den Rest des Rechnungsjahres 1948 
eine Finanzhilfe im Gesamtbeträge von rund 87 Millionen DM gewährt 
worden. Im Rahmen des horizontalen Läiiderfinanzausgleichs des Rech- 
nungsjahres 1949 hat Schleswig-Holstein einen Zuschuß von 220 Mill. 
DM erhalten. Darüber hinaus hat der Arbeitslosenversicherungsfonds 
einen Teil der vom Lande zu tragenden Arbeitslosenfürsorgckosten Im 
Gesamtbeträge von annähernd ICO Millionen DM im Kreditwege 
übernommen. Im März 1950 hat sich überdies die Bundesregierung 
vcranlai^t gesehen, dem Lande Schleswig-Holstein zur Deckung seines 
Kassenfehlbedarls einen Betriebsmittelkredit von 38 Millionen DM zu 
gewähren. 

Der Vollzug des Grundgesetzes, Insbesondere die Überführung der 
Kriegst olge- und Soziallasten auf den Bundeshaushalt (Artikel 120) 
bedeutet für das Land Schleswig-Holstein im Rechnungsjahr 1950 nach 
dem gegenwärtigen Stand der Ermittlungen eine Ausgabenentlastung 
von rund 460 Millionen DM, Auf der Einnahmenscitc führt der Vollzug 
des Grundgesetzes (Artikel 1Q6 Absatz 1) zu einer Einbuße von rund 
300 Millionen DM; mithin verbleibt im Ergebnis eine Entlastung von 
rund 160 Millionen DM. Diese Entlastung wird aber durch den Weg- 
tall des Zuschusses aus dem vorjährigen Länderfinanzausgleich (220 
Millionen DM) und des vorjährigen Bundeskassenkredits (38 Millionen 
DM) überkompensiert. Da das Land für 1950 nach § 2 des Über- 
leitungsgcsetzcs mit einem Beitrag zu den vom Bund übernommenen 
Lasten (sog. Interessenquote) in Hohe von etwa 80 Millionen DM 
herangezogen wird, ergibt sich für Schleswig-Holstein gegenüber 1949 
schließlich eine Haushaltsverschlechterung von etwa 178 Millionen DM. 
Hierbei ist nicht berücksichtigt, daß Schleswüg-Holstein mit einem un- 
gedeckten Kassendefizit von rund 15 Millionen DM in das Rechnungs- 
jahr 1950 hineingegangen ist und außerdem einen angemessenen Teil- 
betrag seiner schw^ebenden Schuld (insgesamt 156 Millionen DM) im 
Laufe des Rechnungsjahres 1950 abzudecken hat. 

Die Vorarbeiten für eine dem Artikel 106 Absatz 4 des Grund- 
gesetzes entsprechende umfassende Regelung des Finanzausgleichs unter 
den Ländern sind eingeleitct. Sie begegnen der statlstisch-tedinisdien 
Schwierigkeit, den unterschiedlichen Finanzbedarf und die unterschied- 
liche Finanzkraft der einzelnen Länder des Bundesgebietes methodisch 
einwandfrei und Interregional vergleichbar zu ermitteln. Aus diesem 
Grunde und im Hinblick auf die sich hier ergebenden Interessengegen- 
sätze der einzelnen Länder Ist kaum damit zu rechnen, daß ein Finanz- 
ausgleichsgesetz, das alle Länder umfaßt, in nächster Zelt verabschiedet 
werden kann. Die außergewöhnliche, mit keinem anderen Lande ver- 
gleichbare Nc)t!age Schleswig-Holsteins macht es erforderlldh, eine 
provisorische Überbrückungsrcgelung zu treffen, die das Land bis zum 
Inkrafttreten des geplanten Finanzausgleichsgesetzes kassenmäßig be- 
fähigt, seine laufende Verwaltung in den Grenzen des unabweisbaren 
Bedarfs aufrechtzuerhalten und seine Schuldverbindlichkeiten zu 
erfüllen. 

III. 

Die vorläufige Finanzhilfe für Schleswig-Holstein muß materiell so 
gestaltet werden, daß sie die In Vorbereitung befindliche methodische 


5 



Finanzausgleichsregelung nicht präjudiziert und als Einzelmaßnahmc 
auf das Land Schleswig-Holstein besdiränkt bleiben kann. Eine 
differenzierte Lösung, die alle Elemente der Finanzschwäche und Aus- 
gabenüberlastung Schleswig-Holsteins exakt zu berücksichtigen sucht, 
kann deshalb nicht in Betracht kommen; insbesondere können solche 
Tatbestände als Bedarfsfaktoren nicht berücksichtigt werden, auf die 
sich mit gleichem oder annähernd gleichem Recht auch andere finanz- 
schwache Länder berufen können. Es ist auch nicht möglich, von dem 
haushaltsmäßigen oder kassenmäßigen Fehlbedarf auszugehen, den das 
Land Schleswig-Holstein für 1950 seinerseits veranschlagt hat. Die 
als vorläufige Finanzhilfe dem Lande Schleswig-Holstein zu gewäh- 
rende Summe kann vielmehr nur nach objektiven, verhältnismäßig 
rohen und einfachen Maßstäben normiert werden; sie muß sich überdies 
in den Grenzen halten, innerhalb deren den übrigen Ländern, die einst- 
weilen auf einen Finanzausgleich verzichten müssen, die Aufbringung 
des Überbrückungsbetrages finanziell zugemutet werden kann. 

Der Versuch, den Minimalbedarf des Landes Schleswig-Holstein von 
der Ausgabenseite her zu ermitteln, scheitert an der methodischen Un- 
möglichkeit, den finanzwirtschaftlich gerechtfertigten Zuschußbedarf 
einer Gebietskörperschaft nach objektiven Maßstäben festzustellen. Die 
unterschiedliche Struktur der einzelnen Länder und die Mannigfaltig- 
keit ihrer Aufgaben machen auch die Ermittlung eines „Normalfinanz- 
bedarfs*^ unmöglich. Die Berücksichtigung bestimmter Lasten (abge- 
sehen von der noch zu erörternden „Interessenquote‘") ist für eine pro- 
visorische Lösung ebenso wenig angängig, weil damit die ganze 
Problematik des horizontalen Finanzausgleichs aufgerollt werden 
würde. 

Die Übergangsregelung kann daher nur auf einen Steuerkraftver- 
gleich gegründet werden. Der Versuch, auch die sonstigen (nichtsteuer- 
lichen) Einnahmen zum Vergleich heranzuziehen, begegnet der Schwie- 
rigkeit, diese Einnahmen zuverlässig und vergleichbar zu ermitteln. 
Auch die Einbeziehung der gemeindlichen Realsteuereinnahmen erweist 
sich einstweilen als unmöglich. Abgesehen davon, daß die Grundsteuer- 
meßbeträge zum Teil auf regional unterschiedlichen Bewertungen be- 
ruhen, fehlt es zur Zeit an ausreichenden Zahlenunterlagen, welche die 
Ausschaltung der unterschiedlichen Hebesätze und die Berücksichtigung 
der (nach Gemeindegrößenklassen differenzierten) zumutbaren Hebe- 
sätzen ermöglichten. Aus diesen Gründen muß sich der Vergleich auf 
die Einnahmen aus den Landessteuern beschränken. Als einziges Lasten- 
moment Ist der im § 2 des Überleitungsgesetzes vorgesehene Länder- 
beltrag (sog. Interessenquote) zu berücksichtigen, weil dieser Beitrag 
die Länder sehr unterschiedlich belastet und verhältnismäßig einfach zu 
ermitteln Ist. Nach Abzug dieses Länderbeitrages verbleibt der Teil der 
Steuereinnahmen, der den Ländern für ihre eigenen Aufgaben zur Ver- 
fügung steht. 

Die Steuerkraft einer Gebietskörperschaft Ist kein absoluter Wert, 
sondern nur im interregionalen Vergleich als relative Größe feststell- 
bar; entscheidend Ist der Ausgangsmaßstab, nach dem die Wertung 
orientiert werden soll. Da hier nur eine Finanzhilfe für Schleswig- 
Holstein in Betracht kommt, kann nicht von der bundesdurchschnitt- 
lichen Steuerkraft ausgegangen und danach die Hilfsbedürftigkeit des 
Landes Schleswig-Holstein bemessen werden; denn das würde zur 
Folge haben, daß die Länder, deren Steuerkraft ebenfalls unter dem 
Bundesdurchschnitt liegt, eine entsprechende, nach dem Grade Ihrer 
unterdurchschnittlichen Steuerkraft abgestufte Finanzhilfe be- 
anspruchen können. Die Übergangsregelung für Schleswig-Holstein 
muß sich deshalb darauf beschränken, die Steuerkraft dieses Landes der 
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Stcucrkraft des seiner Leistungsfähigkeit am nächsten stehenden Landes 
Niedersachsen anzugleichen. Beide Länder zeigen in ihrer Wirtschafts- 
und Sozialstruktur, der Zusammensetzung ihrer Bevölkerung u. dgl. 
gewisse Ähnlichkeiten, so daß es gerechtfertigt erscheint, die Steuerkraft 
dieser Länder in Beziehung zu setzen und den sich hieraus ergebenden 
Unterschiedsbetrag als vorläufige Finanzhilfe für Schleswig-Holstein 
vorzusehen. Finanz wirtschaftlich wird damit erreicht, daß die Steuer- 
kraft Schleswig-Holsteins auf das Niveau von Niedersachsen gehoben 
wird. 

Ein hinreichend zuverlässiger Ausdruck für den Grad der regionalen 
Steuerkraft kann daraus gewonnen werden, daß die Steuereinnahmen 
abzüglich der Interessenquote, bezogen auf die Bevölkerungszahl, dem 
interregionalen Vergleich zugrundegelegt werden. Das Gesetz verwen- 
det hierfür die Bezeichnung „Steuerkraftzahl“. Der Unterschiedsbetrag 
zwischen der Steuerkraftzahl des Landes Schleswig-Holstein und der 
Steuerkraftzahl des Landes Niedersachsen, vervielfältigt mit der Be- 
völkerungszahl des Landes Schleswig-Holstein, ergibt die Höhe der 
Finanzhilfe. 


IV. 

Die für die Bemessung des Finanzhilfebetrages maßgebenden Grund- 
sätze gelten entsprechend für seine Aufbringung: die erforderlichen 
Mittel werden einstweilen von den Ländern aufgebracht, deren Steuer- 
kraftzahl die Steuerkraftzahl des Landes Niedersachsen übersteigt. 
Daraus folgt, daß Niedersachsen und auch Rheinland-Pfalz (dessen 
Steuerkraftzahl voraussichtlich die Steuerkraftzahl von Niedersachsen 
nicht ganz erreichen wird) nicht beitragspflichtig sind. Die übrigen 
Länder werden nicht nach dem Maßstab ihrer vollen Steuerkraftzahl, 
sondern nur insoweit herangezogen, als ihre Steuerkraftzahl die des 
Landes Niedersachsen übersteigt; das Gesetz verwendet hierfür den 
Ausdruck „übersteigende Steuerkraftzahl". Daß durch diese Regelung 
auch Länder beitragspflichtig werden, deren Steuerkraft unter dem 
Bundesdurchschnitt liegt, hat keine den künftigen Länderfinanzaus- 
gleich präjudizierende Bedeutung; die Heranziehung dieser Länder 
trägt nur der Tatsache Rechnung, daß ihre Steuereinnahmen im Ver- 
hältnis zum Bezugsland Niedersachsen höher sind. Das Gesetz sieht 
bewußt davon ab, den Kreis der beitragspflichtigen Länder auf die- 
jenigen zu beschränken, deren Steuerkraftzahlen den Bundesdurch- 
schnitt übersteigen, well damit für die Beurteilung der finanziellen 
Leistungsfähigkeit der einzelnen Länder ein präjudizieller Grenzwert 
g^chaffen würde, dessen Gültigkeit zum mindesten so lange fraglich 
ist, als nicht zuverlässig festgestellt werden kahn, inwieweit die über- 
durchschnittliche Steuerkraft jener Länder durch überdurchschnittliche 
Lasten (Kriegszerstörungen o. dgl.) absorbiert wird. Es wäre auch 
sachlich nicht zu rechtfertigen, einzelne Länder, deren Steuerkraft die 
niedersächsische Steuerkraft übersteigt, aufbringungsmäßig ebenso zu 
behandeln wie Niedersachsen und sie nur deshalb freizustellen, weil 
ihre Steuerkraftzahl einen bestimmten (und einstweilen Imaginären) 
Grenzwert nicht erreicht. Entscheidend ist allein, daß es sich hier um 
eine vom föderativen Geist der Zusammengehörigkeit getragene Ge- 
meinschaftshilfe der Länder handelt, der sich auch die finanzschwächeren 
Länder nicht ganz entziehen können, wenn und soweit ihre steuerliche 
Leistungsfähigkeit ein Niveau übersteigt, das Schleswig- Holstein auch 
nach Vollzug dieses Gesetzes nicht erreidien wird. 

Der Anteil des einzelnen Landes am aufzubringenden Gesamtbeträge 
entspricht dem Verhältnis seiner (mit der Bevölkerungszahl verviel- 
fältigten) übersteigenden Steuerkraftzahl zu der Gesamtsumme der 
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entspredienden Zahlen aller beitragspfllditigen Länder. Dabei werden 
die übersteigenden Steuerkraftzahlen der beiden Stadtstaaten Ham- 
burg und Bremen mit Rücksicht auf ihre spezifischen hansestädtischen 
Strukturverhältnisse und Finanzbedürfnisse nur mit drei Vierteln 
angesetzt. 

V. 

Da die Entwicklung der Länderfinanzen während der nächsten Mo- 
nate noch nicht in genügendem Umfange übersehbar ist, sollen dem 
Vollzug des Gesetzes nicht geschätzte oder vorjährige Beträge, sondern 
tatsächliche Einnahmen und Ausgaben zugrunde gelegt werden, und 
zwar die Monatsergebnisse des laufenden Rechnungsjahres 1950 bis 
zum Inkrafttreten des horizontalen Finanzausgleichs. Auf diese Weise 
wird ein möglichst gegenwartsnaher Maßstab gewonnen und der tat- 
sächlichen finanzwirt Schaft liehen Entwicklung in den einzelnen Län- 
dern Rechnung getragen. 

Damit ein ungefährer Anhalt für die nach dieser Regelung mutmaß- 
lich zu erwartenden finanziellen Ergebnisse gewonnen werden kann, 
ist eine Probeberechnung als Anlage 2 beigefügt. Bei Zugrundelegung 
der Landessteuereinnahmen des Rechnungsjahres 1949 ergibt sich für 
die Finanzhilfe ein Betrag von 90,4 Mill. DM, bei Zugrunaelegung des 
letzten Rechnungsvierteljahres 1949 ein Betrag von 74 Mill. DM und 
bei Zugrundelegung des letzten Rechnungshalbjahres 1949 ein Betrag 
von 83,7 Mill. DM. 

VI. 

Zu den Vorschriften 
des Gesetzentwurfs im einzelnen: 


Zu § 1 : 

A b s a t z 1 ; , 

Die Bestimmung betont ausdrücklich den vorläufigen Charakter der 
Regelung. 

Absatz 2 : 

Der hier verwendete Begriff der „SteuerkraftzahF" dient der Verein- 
fachung des Gesetzestextes. Es handelt sich um eine durch das Lasten- 
moment der Interessenquote abgewandelte Meßzahl für die Steuer- 
kraft. 

A b s a t z 3 : 

Die hier aufgeführten Steuern entsprechen dem Katalog des Artikels 
106 Absatz 2 des Grundgesetzes. Die Totalisatorsteuer und die Feuer- 
schutzsteuer können als Zwecksteuern in diesen Ausgleich nicht einbe- 
zogen werden, ihr Aufkommen muß nach Maßstäben verteilt werden, 
die der steuerlichen Zweckbestimmung entsprechen. 

Zu § 2: 

Die Bestimmung stützt sich auf Artikel 106 Absatz 4 des Grund- 
gesetzes. Im Absatz 1 wird die Aufbringung der Mittel insgesamt 
geregelt. Absatz 2 bestimmt den Anteil des einzelnen beitragspflich- 
tigen Landes an der Gesamtsumme der Finanzhilfe. 

Zu § 3: 

Mit Rücksicht auf die seit der letzten amtlichen. Volkszählung ein- 
getretenen Änderungen in der Bevölkerungszahl werden die vom Stati- 
stischen Amt des Vereinigten Wirtschaftsgebietes nach dem Stande vom 
31. Dezember 1949 ermittelten Zahlen den Berechnungen zugrunde 
gelegt. 
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Zu §4 

Absatz 1 : 

Der Bundesminister der Finanzen stellt auf Grund der monatlichen 
Steuereinnahmen der Lander und der monatlich von ihnen geleisteten 
Beiträge (Interessenquotcn) ihre Steuerkraftzahlen fest. Der jeweilige 
Unterschied zwischen den Steuerkraftzahlen der Länder Niedersachsen 
und Schleswig-Ffolstein ergibt, vervielfältigt mit der Bevölkerungszahl 
des Landes Schleswig-Holstein, den monatlich anzufordernden Gesamt- 
betrag. Der Anteil des einzelnen Landes wird aus dem Verhältnis seiner 
übersteigenden monatlichen Steuerkraftzahl zu der entsprechenden 
Cjcsamtzahl der beitragspflichtigen Länder errechnet. 

Absatz 2 : 

Die Bestimmung zieht die Folgerung aus dem provisorischen Cha- 
rakter des Gesetzes. 

Zu § 6: 

Bei der Regelung des Außerkrafttretens des Gesetzes muikc die Be- 
stimmung des § 4 Absatz 2 wegen ihrer zeitlichen Fortwirkung aus- 
genommen werden. 
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Zahlen zur Wirtschafts- und Sozialstruktur der Länder 


Land 

Be- : 

völkerung 

Beschäftigt 
in der 
Industrie 

Beschäftigt 
in der 

Landwirtschaft 

Heimat- 

vertriebene 

Arbeitslose 

In der öffent- 
lichen Fürsorge 
unterstützte 
Personen 

Steuerleistung 

a) V. H. der Bevölkerung des Landes 
c) Davon Kriegsfolgenhilfe 

b) V. H. der Bundessumm 
d) DM je Einwohner 

e 





1 

2 

3 

1 ^ i 

5 1 

1 0 

7 

1 8 


b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

a 

b 

Baden 

2,7 

9,3 

2,7 

21,5 

4,7 

5,6 

0,9 

1,2 

0,9 

— 

— 

2,4 

130,9 

Bayern * 

19,3 

6,5 

13,7 

16,8 

26,5 

21,0 

25,2 

5,2 

25,9 

5,0 

3,2 

17,0 

127,7 

Bremen 

1,2 

9,9 

1,2 

1,4 

0,1 

6,9 

0,5 

4,1 

1/2 

5,3 

L2 

2,0 

253,8 

Hamburg • 

3,3 

8,8 

3,1 

1,1 

0,3 

5,8 

1,2 

5,7 

4,9 

3,8 

0,7 

6,4 

283,8 

Hessen • . . 

9,1 

8,2 

8,1 

13,3 

9,7 

15,4 

8,7 

3,8 

8,8 

— 

— 

9,2 

147,6 

Niedersachsen • . . 

14,5 

5,8 

9,2 

14,2 

16,6 

26.8 

24,1 

6,1 

22,8 

4,2 

3,0 

11,0 

110,9 

Nordrhein- Westfalen 

27,4 

14,0 

41,5 

6,6 . 

14,6 

9,1 

15,5 

2,0 

13,9 

4,6 

— 

31,5 

168,4 

Rheinland-Pfalz 

6,1 


mm 

19,9 

9,8 

2,7 

1,0 

2,5 

3,9 

3,5 

1,1 

4,6 

109,4 

Schleswig-Holstein 

5,7 


■1 

9,7 

4,5 

34,9 

12,3 

8,7 

12,7 

5,9 

4,4 

3,1 

80,5 

Württemberg-Baden 

8,1 

12,0 

10,7 

13,0 

8,6 

18,4 

9,3 

2,0 

4,3 

4,0 

2,6 

10,4 

185,6 

Württemberg-Hohenz. (einschl. Lindau) . 

2,6 

10,7 

2,9 

22,6 

4,6 

8,0 

1,3 

1,1 

0,7 

2,9 

1,9 

2,4 

138,3 

Bundesgebiet 

100 

9,2 

100 

12,4 

100 

16,1 

100 

3,9 

100 

— 

- 

100 

146,0 


Spalte 2, 5, 7: 31. Dezember 1949; Spalte 3, 4: 31. Mai 1949; Spalte 6: 31. März 1950; 

Spalte 8: Einnahmen aus Besitz-, Verkehrsteuern und Biersteuer (ohne Umsatz- und Beförderungsteuer) im Rechnungsjahr 1949. 

Der KriegszerstÖrumgsgrad, der für die Beurteilung der Wirtschaftsstruktur ebenfalls bedeutsam ist, läßt sich zur Zeit methodisch noch nicht 
einwandfrei ermitteln. 


Anlage 1 










Probeberedinung zur Ermittlung des Finanzhilfebetrages für Schleswig-Holstein und der Länderbeiträge 


bezogen auf ein Rechnungshalbjahr 


Lfd. 

Nr. 


Baden 

Bayern 

Bremen 

] iam- 
burg 

Hessen 

Nieder- 

sachsen 

NRw! 

Rh Id. 
Pfalz 

Schlesw. 

Holst. 

Würtc. 

Baden 

Württ. 

Hz. 

Bundes- 

gebiet 

1 

Die in § 1 Absatz 3 des Gesetzes bezeichneten Steuer- 
einnahmen in der Zeit vom 1. Oktober 1949 bis 31. 
März 1950 

a) in Millionen DM 

b) in DM je Einwohner 

80,4 

61,61 

574,9 

62,35 

76,6 

139,2.'. 

231,6 

147,70 

312,6 

72,03 

370,5 

53,61 

1082,4 

82,80 

154,9 

53,02 

108,0 

39,99 

372,2 1 
95,68 

j 

78,1 

64,23 

3442,2 

72,17 

2 

Anteil der Lander an den vom Bund übernommenen 
Lasten (§§ 1, 2 des Überleitungsgesetzes, „Inceressen- 
quote*’) 

a) 50 V. H. der für 1950 veranschlagten Beträge in 

Millionen DM . . . 

b) desgleichen in DM je Einwohner 

2ö,8 

19,77 

110,4 

11,67 

7,8 

14,18 

20,6 

13,14 

49,2 

11,34 

90,8 

13,14 

122,4 

9,36 

40,4 

13,83 

1 

j 

40,4 1 

14,96 

41, 4 
10,64 

16,2 

13,32 

565,4 

11,85 

3 

Steuereinnahmen je Einwohner abzüglich Interessenquoce 
je Einwohner (Steuerkraftzahl) in DM 

41,84 

50,68 

125,07 

134,56 

60,69 

40,47 

73,44 

39,19 

25,03 

85,04 

50,91 

60,32 

4 

Unterschiedsbetrag zwischen der Steuerkraftzahl Schles- 
wig-Holsteins und der Steuerkraftzahl Niedersachsens, 
multipliziert mit der Bevölkerungszahl Schleswig-Hol- 
steins in Millionen DM 









41,70 





Nur für 8 Länder 













5 

Der die Steuerkraftzahl Niedersachsens übersteigende 
Teil der Steuerkraftzahl der Länder (übersteigende 
Steuerkraftzahl) in DM 

i 

1,37 

10,21 

84,60 

94,09 

20,22 


32,97 





44,57 

10,44 


6 

Für Hamburg und Bremen unter Reduzierung der 
übersteigenden Steuerkraftzahl auf in DM .... 



63,45 

70,57 









7 

Übersteigende Steuerkraftzahl (Nr. 5; für Hamburg 
und Bremen Nr. 6) multipliziert mit der Bevölkerungs- 
zahl in Millionen DM 

1,79 

94,14 

34,90 

110,65 

87,75 


431,00 



173,38 

12,70 

946,31 

8 

Anteile der beitragspflichtigen Länder (v. H.) .... 

0,2 

10,0 

3,7 

11,7 

9,3 

— 

45,5 

1 

— 

18,3 

1,3 

100,0 




Anlage 













Anlage 2 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
vom 30. Juni 1950 zum Entwurf eines Gesetzes über eine vor- 
läufige Finanzhilfe für das Land Schleswig -Holstein 
im Redinungsjahr 1950 


Wenn auch unmittelb are finanzielle Interessen des Bundes durch den 
Änderungsvorschlag des Bundesrates nicht berührt werden, so glaubt 
die Bundesregierung doch, zu diesem Vorschlag grundsätzlich Stellung 
nehmen zu sollen. 

Die Bundesregierung vermag sich dem Vorschlag des Bundesrates 
nidit anzuschließen. Sie hat sich mit der hier aufgeworfenen Frage 
bereits in der Begründung des Gesetzentwurfs (vgl. IV) auseinander- 
gesetzt; auch nach erneuter Prüfung glaubt sie, daß die in § 2 Abs. 1 
der Regierungsvorlage vorgesehene Regelung dem Sinne der Gemein- 
schaftshilfe und der Billigkeit entspricht. Die Bundesregierung ist 
grundsätzlidi der Auffassung, daß dem Gedanken der föderativen 
Zusammengehörigkeit, der alle Länder verbindet und verpflichtet, 
ein Dienst erwiesen würde, wenn auch die Länder, deren Steuerkraft 
den Bundesdurchschnitt nicht ganz erreicht, sich im Rahmen einer 
Übergangsrcgelung zu der Verbindlichkeit bekennen, entsprccliend 
ihrer Leistungsfähigkeit d< schwächsten Gliede der Ländergemcin- 
schaft beizustchen. 
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